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Kooperation zwischen VdK Bayern und DMB Bayern
Seit dem 1. Juli 2015 können VdK-Mitglieder nach Vorlage ihres
Mitgliedsausweises ohne Aufnahmegebühr Mitglied in einem
der 23 der Kooperation angeschlossenen bayerischen Mieter-
vereine werden.
Der Kooperation haben sich nun auch die Mietervereine Aschaf-
fenburg, Ansbach, Landkreis Ebersberg und Passau ange-
schlossen.
Die Adressen und Kontaktdaten der angeschlossenen Vereine
finden Sie unter www.mieterbund-landesverband-bayern.de
oder unter www.vdk-bayern.de oder können Sie telefonisch in
der DMB-Geschäftsstelle unter 0 89/8 90 57 38-0 erfragen.

VdK warnt: Immer mehr
Armut im reichen Bayern

VVddKK--LLaannddeessvvoorrssiittzzeennddee  
UUllrriikkee  MMaasscchheerr

�Das bayerische Sozialmi-
nisterium hat seinen

jüngsten Bericht über die soziale
Lage im Freistaat vorgelegt, und
dieser enthält alarmierende Zah-
len. Die Schere, zwischen Arm
und Reich geht weiter auseinan-
der.
„Auch im reichen Bayern gibt es
immer mehr Menschen, die unter
Armut leiden”, sagte VdK-Lan-

desvorsitzende Ulrike Mascher.
Während Bayern sich über star-
kes Wirtschaftswachstum und
eine niedrige Arbeitslosenquote
freuen kann, steigt die Armuts-
gefährdungsquote im Freistaat
weiter an. 2006 lag diese bei 13,5
Prozent, 2013 waren es 14,6 Pro-
zent und 2014 waren es 14,8 Pro-
zent. Damit waren zuletzt rund
1,8 Millionen Menschen in Bay-
ern von Armut bedroht.
Besonders dramatisch ist die
Entwicklung bei den Rentnern:
Die Armutsgefährdungsquote
stieg bei den 65-Jährigen und Äl-
teren innerhalb von acht Jahren
von 17,6 auf 22,1 Prozent. Fast je-
der vierte Rentner ist damit von
Armut bedroht. Bei den Frauen
im Rentenalter ist das Armutsri-
siko noch höher: Es lag 2013 bei
25,1 Prozent. 2006 waren es noch
unter 20 Prozent. Das Rentenni-

veau dürfe nicht weiter abge-
senkt werden, sagte Mascher. Sie
wies darauf hin, dass dieses bei
47,5 Prozent liegt und bis 2030
auf 43 Prozent fallen soll.
Den Menschen mit Behinderung
droht im Freistaat ebenfalls ver-
stärkt finanzielle Not. Während
bei Personen ohne Behinderung
die Quote 2013 bei 13,5 Prozent

lag, sind es bei Männern und
Frauen mit einem Grad der Be-
hinderung (GdB) zwischen 20
und 50 bereits 16,4 Prozent. Bei
einem GdB von 50 oder mehr
(Schwerbehinderung) sind es 22
Prozent. Ein Grund dafür ist wohl
die deutlich höhere Arbeitslo-
senquote bei Menschen mit Be-
hinderung.                                                  �

� EErrddiinngg  -- Aus Anlass eines
aktuell anhängigen

Rechtsstreits vor dem Landge-
richt Landshut möchte der Mie-
terverein Erding auf eine wichti-
ge Besonderheit hinweisen: 
Für die Stadt Erding gibt es seit
geraumer Zeit einen qualifizier-
ten Mietspiegel. Dieser wird mit-
unter auch von Vermietern aus
den Umlandgemeinden zur Be-
gründung von Mieterhöhungs-
verlangen herangezogen. In ei-
nem aktuellen Fall hat ein Ver-
mieter in der Gemeinde Berglern
von seinen Mietern die Zustim-
mung zur Mieterhöhung ver-
langt, die mit Vergleichswoh-
nungen des Vermieters aus der
Gemeinde begründet wurde. Die
Mieter haben die geforderte Zu-
stimmung nicht erteilt und argu-
mentiert, dass bereits jetzt die
ortsübliche Miete bezahlt werde

und deshalb keine Erhöhung
möglich sei.
Daraufhin erhob der Vermieter
dann Klage vor dem örtlich zu-
ständigen Amtsgericht in Erding
gegen die Mieter. Das Amtsge-
richt beauftragte zur Ermittlung
der ortsüblichen Miete der Ge-
meinde Berglern einen Sachver-
ständigen. Dieser hatte aber für
die Ermittlung der ortsüblichen
Miete in Berglern keine Ver-
gleichsobjekte zur Verfügung. Er
verwendete dann einfach den
Mietspiegel der Stadt Erding und
nahm aus den dort vorhandenen
Daten einen pauschalen Abzug
von 15 Prozent vor. Unter Abzug
der Pauschale sollte sich dann
die ortsübliche Miete ergeben.
Für das Amtsgericht Erding war
dies so weit ausreichend und
nachvollziehbar, der Klage des
Vermieters wurde stattgegeben.

Die Mieter haben gegen das Ur-
teil des Amtsgerichts Erding Be-
rufung eingelegt. Es wurde argu-
mentiert, dass der Mietspiegel
ausdrücklich nur für die Stadt
gilt und ein pauschaler Abzug
für einzelne Gemeinden nicht
veranlasst ist. Die ortsübliche
Miete muss für jede Gemeinde se-
parat ermittelt werden, wobei
dann die jeweiligen örtlichen Be-
sonderheiten zu berücksichtigen
sind.
Das Landgericht Landshut ist der
Argumentation der Mieter ge-
folgt. In einer Verfügung heißt
es: „Eine Vergleichbarkeit mit
Erding kann auch dann nicht
hergestellt werden, indem ein
pauschaler Abzug von 15 Prozent
vorgenommen wird.“ (Amtsge-
richt Erding, Az: 1 C 1467/13;
Landgericht Landshut, Az: 12 S
3252/15)

Das Landgericht Landshut hat
deshalb ein neues Sachverstän-
digengutachten per Beweisbe-
schluss in Auftrag gegeben. Ein
anderer Sachverständiger ist
nunmehr damit befasst, die orts-
übliche Miete von Berglern für
vergleichbare Wohnungen zu er-
rechnen.
Fazit: Mieter aus den Umlandge-
meinden sollten eine Mieterhö-
hung daher in jedem Falle auf ih-
re formelle Richtigkeit überprü-
fen lassen.
Vermieter aus den Umlandge-
meinden, die eine Mieterhöhung
aussprechen wollen, können
nicht einfach auf den Mietspie-
gel Bezug nehmen. Sie müssen
den mühsamen Weg beschrei-
ten, mindestens drei Vergleichs-
wohnungen aus der betreffen-
den Umlandgemeinde zu ermit-
teln und zu benennen.                     �

Der Mietspiegel Erding gilt nur für die Stadt 
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Mieterverein Erding

Eva Kolenda bleibt Vorsitzende

� EErrddiinngg  -- Im Erdinger Mayr
Wirt fand Ende Februar

2016 die Jahreshauptversamm-
lung des Mietervereins Erding
statt. Es standen neben dem Re-
chenschafts- und Kassenbericht
auch Neuwahlen auf der Tages-
ordnung.
Eva Kolenda hatte schon im Vor-
feld bekannt gegeben, dass sie
noch eine Amtszeit dranhängen
wolle, bevor dann in vier Jahren
endgültig Schluss sei. Entspre-
chend wurde Eva Kolenda auch
ohne Gegenstimme als Vorsit-
zende wiedergewählt. 
Der Erdinger Oberbürgermeis-
ter Max Gotz (CSU) nahm eben-
falls an der einstündigen Ver-
sammlung teil.
Grundsätzlich sei man sehr zu-
frieden mit dem Verlauf des ver-
gangenen Jahres, sagt Kolenda
in ihrem Rechenschaftsbericht.
Zum ersten Mal seien heuer al-
lerdings die Mitgliederzahlen
rückläufig. Insgesamt habe der
Mieterverein im Landkreis Er-
ding etwa 1.500 Mitglieder. Eini-
ge sind verstorben, aber auch
immer mehr Leute ziehen wie-
der an ihren Heimatort zurück.

„Viele gehen wieder dahin zu-
rück, wo sie ursprünglich her
sind“, erklärt die Vorsitzende.
Das seien oft die neuen Bundes-
länder. Die Abwanderung be-
treffe aber keineswegs nur älte-
re Menschen. Auch junge Fami-
lien ziehe es vermehrt in den Os-

ten Deutschlands, da dort die
Lebenshaltungskosten einfach
deutlich geringer als in Erding
seien. Anhand der Mitglieder-
zahlen merke man auch, dass
immer mehr Eigentum gekauft
wird. „Allerdings auch nicht
hier im Landkreis, sondern auch

da, wo es eben günstiger ist“,
sagt Kolenda.
In den nächsten vier Jahren will
die bewährte Vorsitzende noch
viel bewegen: Kolenda möchte
den kompletten Mieterverein
neu strukturieren. So sollen die
benachbarten Vereine aus Er-
ding, Freising und Garching un-
ter die Führung eines gemein-
samen Geschäftsführers ge-
stellt werden, der die einzelnen
ehrenamtlichen Vorstände in
ihrer Arbeit entlasten soll. Die
neue Struktur diene dazu, dass
für ihre Nachfolge bereits alles
geregelt sei. „Wenn man einen
Verein schon selber gegründet
hat, möchte man ihn schließ-
lich auch ordentlich hinterlas-
sen.“
In ihrem Ausblick kündigte sie
des Weiteren für nächstes Jahr
eine große Feier zum 25-jähri-
gen Jubiläum des Mietervereins
an, zu der auch Franz-Georg
Rips, Präsident des Deutschen
Mieterbundes, erwartet wird. 
Die Hauptversammlung wurde
durch einen Vortrag von Rechts-
anwalt Frederic Hack abgerun-
det, der den Anwesenden in ein-
fachen Worten die neuesten Än-
derungen im Mietrecht und de-
ren Auswirkungen auf den
Landkreis erklärte.                           �
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So treibt man die Mieten hoch
�Wie in vielen bayerischen

Ballungsräumen explo-
dieren in Augsburg die Mieten.
Die Bürger finden kaum noch be-
zahlbare Wohnungen in ihrer
Stadt. Aber ausgerechnet die
städtische Finanzpolitik trägt
nun zur Preistreiberei bei. Die
drastische Erhöhung der Grund-
steuer trifft die Mieter, weil Woh-
nungseigentümer diese Kosten
an sie abwälzen können. 
Die Stadt dreht allerdings aus
purer Geldnot an der Steuer-
schraube. Auch Unternehmen
müssen mit der Erhöhung der
Gewerbesteuer mehr Abgaben
zahlen. Wurde zu viel Geld ver-
schwendet?
Diesem Verdacht sieht sich die

Kommune generell ausgesetzt,
doch es wäre zu einfach, ihr die-
sen Vorwurf pauschal zu ma-
chen. In den vergangenen Jah-
ren wurde viel Geld in den Aus-
bau der Infrastruktur investiert.
Hiervon profitieren die Unter-
nehmen und auch die Bürger.
Die größten Kostensteigerungen
schlagen für Sozialausgaben zu
Buche. Die Stadt muss über die
Umlage 14 Millionen Euro mehr
an den Bezirk für Sozialleistun-
gen abtreten. Hier kann die Stadt
nicht sparen. Es sind gesetzliche
Pflichtaufgaben, denen sie nach-
zukommen hat. Irgendwoher
muss das Geld kommen. Steuer-
erhöhungen liegen da auf der
Hand.

Doch nicht nur die Grundsteuer-
erhöhung „fällt den Mietern auf
die Füße“: Die CSU im Rathaus
verschleppt seit Monaten die
Einführung der Mietpreisbrem-
se, die vergleichbare andere
Städte schon haben. Vorausset-
zung für die Bremse ist ein Miet-
spiegel, der in Augsburg längst
beschlossene Sache sein könnte,
wenn die CSU nicht stets aufs
Neue Beratungsbedarf hätte.
In der Zeit der „Beratungen“
schossen und schießen die Mie-
ten weiter munter in die Höhe.
Warum ist die Partei nicht ehr-
lich und sagt, dass sie die Miet-
preisbremse für Augsburg nicht
will? So aber scheint es, als sei
die CSU zu feige.                                   �
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� EErrddiinngg  -- Die Umsätze der
Makler sinken bei Woh-

nungsvermittlungen deutlich,
seit nicht mehr die neuen Mieter
die Provision zahlen müssen. 
Viele Vermieter in Erding versu-
chen seit Inkrafttreten des Be-
stellerprinzips, ihre Immobilie
selbst an den Mann zu bringen.
Ein Makler aus Erding bezeich-
net das sogenannte Besteller-
prinzip gar als „hirnverbranntes
Gesetz“. Seit 1. Juni 2015 gilt die
neue Regelung für die Vermitt-
lung von Mietwohnungen: Die
Provision für den Makler bezahlt
seither derjenige, der den Makler
beauftragt hat – in der Regel ist
das der Vermieter. In der Vergan-
genheit mussten oft die zukünfti-
gen Mieter für die Provision auf-
kommen, auch wenn sie den
Makler nicht beauftragt hatten.
Die Neuregelung lässt viele Mak-
ler in der Region stöhnen, die
Mieter jedoch frohlocken.
Namhafte Maklerbüros bekla-
gen Einbußen von bis zur Hälfte
der bisherigen Umsätze. Vermie-

ter sind jedoch oft nicht gewillt,
die Provision, die bisher auf die
neuen Mieter abgewälzt werden
konnte, aus der eigenen Tasche
zu bezahlen und versuchen jetzt,
ihre Immobilie selbst an den Mie-
ter zu bringen.
Auch Online-Portale erleichtern
es den Vermietern, ihre Woh-
nungen zu bewerben, sagt
Rechtsanwalt Frederic Hack,
Vorstand des Mietervereins Er-
ding. Außerdem sei es gerade in
Erding kein Problem, eine Woh-
nung ohne Makler zu vermieten. 
Die Makler lassen sich nun Son-
derangebote für die Vermieter
einfallen, die nicht bereit sind, für
die Vermittlung zwei volle Kalt-
mieten zu bezahlen. Beispielswei-
se werden die Preise gesenkt und
Garantien ausgesprochen, dass
der neue Mieter auf eine festgeleg-
te Zeit in der Wohnung bleibt. Ist
dies nicht der Fall, sucht der Mak-
ler kostenlos einen neuen Mieter.
Ein anderes Büro bietet jetzt drei
neue Pakete zu unterschiedli-
chen Preisen an. Aber nur eines

entspricht dem Wert der bisher
üblichen Courtage. Wohnungs-
suchende können ebenfalls ei-
nen Makler beauftragen. Doch
darauf greifen in der Regel nur
die zurück, die weit weg leben
und keine Zeit haben, öfter in
den Landkreis zu fahren. 
Die Makler selbst haben kein gro-
ßes Interesse daran, von Woh-
nungssuchenden beauftragt zu
werden. Denn sie dürfen den po-
tenziellen Mietern nur Wohnun-
gen zeigen, die sie explizit für
diesen Kunden gesucht haben.
Wohnungen, die die Makler be-
reits in ihrem Portfolio haben,
sind tabu und auch anderen In-
teressenten dürfen sie diese
Wohnungen nicht mehr zeigen. 
Aber trotzdem: Die Makler im
Landkreis stehen nicht alle kurz
vor der Pleite. Für Kaufobjekte
gilt das Bestellerprinzip nicht.
Hier ist alles beim Alten geblie-
ben, und die Käufer zahlen die
Courtage. Außerdem umwerben
die Makler die Vermieter mit ih-
ren Serviceleistungen, und die

Vermittlung einer Wohnung sei
eben doch sehr zeitaufwendig.
Befürchtungen, Makler würden
auf unlauteren Wegen versu-
chen, die Provision doch weiter-
hin von den neuen Mietern zu
kassieren, kann der Mieterverein
Erding bisher nicht bestätigen.
Erst zwei Fälle sind dem Mieter-
verein gemeldet worden, bei de-
nen Makler so etwas versucht
hatten. „Wir haben das nicht
weiter nachverfolgt, weil ohne-
hin kein Vertrag abgeschlossen
wurde“, sagt Frederic Hack. 
Aus Mietersicht sei das Besteller-
prinzip eine enorme Erleichte-
rung. „Auch wegen der Provision
war der Umzug für Mieter früher
sehr teuer“, sagt Hack. Auch eini-
ge Makler haben Verständnis für
die Neuregelung und bezeichnen
die frühere Regelung als „unfair“.
Doch viele andere Makler sehen
das anders: „Eine Katastrophe“,
sagt Josef Seibold, „wir hoffen,
dass das Gesetz gekippt wird.“ 
Der Immobilienverband
Deutschland, die Interessenver-
tretung der Makler, hat im ver-
gangenen Jahr Verfassungsbe-
schwerde eingereicht, die aus
Sicht des DMB jedoch keinen Er-
folg haben dürfte.                                  �

Bestellerprinzip wirkt: 

Makler beklagen hohe Einbußen 

Teurer Strom
Die Überraschung der Kläger war groß, als die Jahresabrech-
nung für den Strom ihres Hauses einen um 40 Prozent höheren
Verbrauch als im Vorjahr aufwies. Als in der nächsten Jahres-
abrechnung die Stromkosten nochmal höher waren, ließen sie
den Stromzähler überprüfen. Dabei stellte sich heraus, dass
der Bremsmagnet geschwächt war und deshalb der Zähler
schneller lief.
Vor dem Amtsgericht Augsburg wollten die Kläger, dass der
Stromversorger die beiden Jahre mit dem erhöhten Stromver-
brauch neu abrechnet und das zu viel bezahlte Geld zurück-
zahlt. Der verklagte Stromanbieter meinte aber, dass die Kläger
selbst manipuliert hätten, indem der Bremsmagnet am Strom-
zähler geschwächt wurde.
Tatsächlich ist es möglich, dass der Bremsmagnet durch einen
noch stärkeren Fremdmagneten gestört werden kann. Der Mit-
arbeiter der Prüfstelle des Stromversorgers wurde dazu vor
Gericht als Zeuge vernommen. Letztendlich sah es das Gericht
aber nicht als erwiesen an, dass die Kläger den Stromzähler
manipuliert hatten. Der Bremsmagnet könnte auch durch ande-
re Ursachen, wie zum Beispiel Blitzschlag, Überspannung oder
Kurzschluss, geschwächt worden sein. Der Stromanbieter
muss nun anhand des Durchschnittsverbrauchs der letzten
fehlerfreien Ablesung neu abrechnen.
Das Urteil ist rechtskräftig.

Medizintouristen blockieren bezahlbaren
Wohnraum für Familien 
Online-Petition gegen die Zweckentfremdung von Wohnraum
durch Medizintouristen
Die derzeit in München geltende Zweckentfremdungssatzung
muss verschärft und deren entschlossene Anwendung durchge-
setzt werden. Zudem muss der Freistaat Bayern die Rechts-
grundlage klarer formulieren.
Medizintouristen wohnen mit steigender Tendenz während ihres
Aufenthalts in München in normalen Mietwohnungen. Die Dauer
der Wohnungsnutzung variiert je nach Behandlung zwischen
zwei und drei Monaten. In den städtischen Kliniken, wie zum Bei-
spiel im Klinikum Bogenhausen, wird für dieses missbräuchliche
Wohnmodell sogar geworben. Auch dies muss unterbunden
werden.
Die Vermietung an Touristen stellt eine sehr lukrative Einnahme-
quelle für die Vermieter dar, entzieht aber dem ohnehin sehr an-
gespannten Münchner Wohnungsmarkt dringend benötigten
Wohnraum.
Die Zweckentfremdungssatzung muss daher konkretisiert wer-
den. Vor allem soll die städtische Verwaltung alle rechtlichen und
personellen Möglichkeiten ausschöpfen, um die Prozesse bei
der Verfolgung und der Verhängung von Bußgeldern zu be-
schleunigen sowie Zwangsmaßnahmen einzuleiten. Der bereits
jetzt zulässige maximale Rahmen für die Verhängung eines Buß-
geldes von 50.000 Euro muss voll ausgeschöpft werden.
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Mieterverein Dachau

Mehr Wohnungsbau
�DDaacchhaauu  -- „Die beste Miet-

preisbremse wäre ein aus-
reichendes Wohnungsangebot,
das wir aber nicht haben.“ Mit
dieser Diagnose zum aktuellen
Wohnungsmarkt im Landkreis
stieß Monika Schmid-Balzert,
Geschäftsführerin des Landes-
verbandes Bayern des Deut-
schen Mieterverbunds, auf breite
Zustimmung bei der Mitglieder-
versammlung des Dachauer Mie-
tervereins. Mehr Wohnungsbau
nannten auch Oberbürgermeis-
ter Florian Hartmann (SPD) und
der stellvertretende Landrat Hel-
mut Zech (CSU) in ihren Gruß-
worten als einzige Option ange-
sichts der Wohnungsnot.
Der in einem nicht öffentlichen
Teil der Versammlung erneut in
seinem Amt bestätigte Vorsit-
zende Wolfgang Winter sieht es
genauso. Wohnungen müssen
gebaut werden, erklärte der Mie-
teranwalt in seinem Bericht an
die Mitglieder. Eine Aufgabe, bei
der nach Ansicht von Winter
„vor allem die öffentliche Hand
gefordert ist“. 
Der Wohnungsmarkt in der Regi-
on sei leergefegt, die Wartelisten
für eine Sozialwohnung verlän-
gerten sich bei den Gemeinden
„ins Endlose“. Schuld an diesem
Dilemma haben nach seiner An-
sicht auch die Landkreisgemein-
den selbst. Mit Ausnahme der

Stadt Dachau hätten sie es ver-
säumt, „für einen kontinuierli-
chen Neubau zu sorgen“. Aus-
drücklich lobt Winter die voraus-
schauende Politik der Kreisstadt,
wo der soziale Wohnungsbau
seit den 1960er Jahren perma-
nent weitergelaufen ist und jetzt
angesichts der akuten Not be-
kanntlich ein zusätzliches Woh-
nungsbauprogramm aufgelegt
werden soll. Damit die Stadt
auch an die dafür notwendigen
Grundstücke kommt, hat der
Stadtrat bereits ein Konzept der
sozial gerechten Bodennutzung
beschlossen, erklärte Oberbür-
germeister Hartmann. Ange-
sichts hoher Baukosten, immer
strikterer Vorgaben und Normen
sieht Hartmann dezidiert Bund
und Freistaat in der Pflicht, un-
terstützend einzugreifen.
Um die massiven Mietsteigerun-
gen in den Ballungsräumen ein
wenig in den Griff zu bekommen,
gibt es seit August die Mietpreis-
bremse. Der Mietzins bei Neuver-
mietungen darf in sogenannten
angespannten Wohnungsmärk-
ten nicht mehr als zehn Prozent
über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegen. Eine Notlö-

Mieterverein Weißenburg
Der Mieterverein Weißenburg lädt seine Mitglieder zur 

ordentlichen Mitgliederversammlung am Mittwoch, den 
11. Mai 2016, um 19.00 Uhr ins Sportheim des 

TSV 1860 Weißenburg „Rezataue“, Gunzenhausener Straße 45
in Weißenburg, herzlich ein.

Tagesordnung 
1. Tätigkeitsbericht des 1. Vorsitzenden
2. Bericht des Kassenführers für die Jahre 2013 bis 2015
3. Bericht der Revisoren für die Jahre 2013 bis 2015
4. Aussprache zu den Berichten
5. Entlastung des Vorstandes
6. Neuwahlen gemäß Paragraph 10 Ziffer 1 der Satzung

(1. Vorsitzender, 2. Vorsitzender, Kassenführer, 2 Revisoren)
7. Kurzreferat zu einem aktuellen mietrechtlichen Thema
8. Anträge und Verschiedenes

Anträge zur Tagesordnung müssen spätestens am 27. April
2016 (zehn Werktage vor der Versammlung) in der Geschäfts-

stelle des Mietervereins, Niederhofener Straße 1, 
91781 Weißenburg, eingereicht werden.

Außerdem wird darauf hingewiesen, dass gemäß Paragraph 9
Ziffer 3 der Satzung an der Versammlung nur Mitglieder teil-
nehmen dürfen, die spätestens am 4. Mai 2016 (eine Woche
vor der Versammlung) allen Zahlungsverpflichtungen gegen-

über dem Verein nachgekommen sind.

Thomas Strobl
1. Vorsitzender

Mitgliederversammlung

Mieterverein Amberg-Sulzbach 
Am Donnerstag, den 21. April 2016, 17.00 Uhr, findet in der
Brauereigaststätte Kummert, Raigeringer Straße 11, 92224

Amberg, die ordentliche Mitgliederversammlung des Mieter-
vereins Amberg-Sulzbach statt.

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Geschäftsbericht
3. Bericht des Kassierers und Kassenabschluss
4. Bericht der Revisoren
5. Entlastung der Vorstandschaft
6. Neuwahl der Vorstandschaft
7. Satzungsänderungen
8. Verschiedenes

Bitte Mitgliedsausweis mitbringen!
Johann Niebler

Rechtsanwalt, 1. Vorsitzender

Mitgliederversammlung

sung angesichts des Wohnungs-
mangels, so Geschäftsführerin
Schmid-Balzert. Da die Beweis-
last eines überhöhten Mietzinses
beim Mieter liege, der Vermieter
eine überhöhte Miete auch nicht
zurückzahlen müsse, hält die Ex-
pertin die Mietpreisbremse in ih-
rer rechtlichen Ausgestaltung
auch für „nicht geglückt, aber
besser als keine Mietpreisbrem-
se“. 
Der Dachauer Mieterverein sieht
sich in dem vom Wohnungsman-
gel geprägten Umfeld nicht nur
gefordert, öffentlich Position zu
beziehen. Vielmehr geht es in der
alltäglichen Beratungspraxis
auch darum, sich um die Lebens-
verhältnisse der Mitglieder zu

kümmern. Bei Konfliktthemen
wie hohen Nebenkosten oder
Bauschäden greifen die Mieter-
Berater moderierend ein, damit
der Streit nicht eskaliere. Diese
Vereinsarbeit, die mit Informati-
on und Aufklärung Konflikte
vermeiden oder doch beizulegen
hilft, lobt Oberbürgermeister
Hartmann ausdrücklich. Genau
diese vermittelnde Rolle wird
nach Ansicht des Oberbürger-
meisters in den kommenden Jah-
ren weiter an Bedeutung gewin-
nen, wenn es die jetzt ankom-
menden Flüchtlinge nicht nur
mit Wohnraum zu versorgen,
sondern auch zu integrieren gilt.
„Das Zusammenleben in den
Wohnanlagen ist dafür ein wich-
tiger Baustein.“ Mehr Arbeit wird
da auf den Mieterverein zukom-
men, der bereits jetzt „einen gro-
ßen Beitrag zum sozialen Frie-
den in der Stadt leistet“.                  �


